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Der Konflikt zwischen Bundes
gesundheitsminister Seehofer 

und den gesetzlichen Krankenkas
sen scheint sich durch die geplan
ten Eingriffe in die Beitragsautono
mie weiter zuzuspitzen. Die Verant
wortung für die Beitragssätze soll 
zwar grundsätzlich weiterhin bei 
den Krankenkassen liegen, Bei
tragserhöhungen werden aber zu
künftig gesetzlich erschwert. Für 
dieses Jahr droht Seehofer darüber 
hinaus mit einem Beitragsstopp. 
Dies steht im Widerspruch zu der 
Gesundheitsreform, die auf eine 
stärkere Selbststeuerung des Sy
stems ohne staatliche Eingriffe 
zielt. Zentraler Bestandteil ist dabei 
der auf die Wahlfreiheit der Mitglie
der basierende Wettbewerb zw i
schen den Kassen. Der Funktions
fähigkeit dieses Wettbewerbs 
scheint Seehofer jedoch nicht zu 
vertrauen. Bei wirksamem Wettbe
werb geben die Krankenkassen 
Kostenentlastungen im eigenen In
teresse an die Versicherten weiten 
Der Gesetzgeber müßte dann nicht 
dafür sorgen, daß die im Beitrags
entlastungsgesetz vorgesehene Ent
lastung der Krankenkassen in Höhe 
von 7,5 Mrd. DM auch den Bei
tragszahlern zugute kommt.

Tatsächlich führt der Preiswett- 
bewerb der Krankenkassen nur 
dann zu effizienten Ergebnissen, 
wenn die Versicherten die Kosten 
für die Leistungen in voller Höhe 
tragen. Durch die gesetzlich fest
geschriebene Aufteilung der Bei
träge auf Arbeitnehmer und Arbeit
geber tragen die Versicherten bis
lang aber nur die Hälfte der Kosten. 
Die vom Arbeitgeber getragenen 
Kosten gehen nicht in das Kalkül 
der Arbeitnehmer ein, so daß die 
Befürchtungen Seehofers, daß der 
Wettbewerb der Krankenkassen zu 
ineffizienten Leistungsausweitun
gen statt zu Beitragssenkungen 
führt, insoweit berechtigt sind. 
Auch die Einkommensabhängig
keit der Beitragszahlungen und die 
beitragsfreie Mitversicherung von 
Familienangehörigen schwächen 
die Funktionsfähigkeit des Preis
wettbewerbs.
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Statt regulierend in den Markt 
einzugreifen, sollte der Gesetzge
ber die Voraussetzungen für einen 
funktionsfähigen Wettbewerb schaf
fen, indem die Arbeitnehmer künf
tig mit dem vollen Beitragssatz be
lastet werden. Gleichzeitig wären 
die Löhne und Gehälter einmalig 
um den Arbeitgeberanteil zu er
höhen. Als Minimallösung könnte 
auch der Arbeitgeberanteil auf ei
nen festen Beitragssatz eingefro
ren werden. Die Versicherten wer
den dann sensibler auf Beitrags
satzunterschiede reagieren. Gleich
zeitig wären auch die Lohnneben
kosten von den Gesundheitsaus
gaben abgekoppelt. Die Politik 
könnte sich dann endlich von dem 
ökonomisch nicht zu rechtfertigen
den Ziel der Beitragssatzstabilität 
verabschieden.

Hoheitlich durchgesetzte Bei
tragssatzstabilität beeinträchtigt 
nämlich nicht nur die Entwicklung 
eines wichtigen Dienstleistungsbe
reiches mit inzwischen mehr als 
2 Mill. Beschäftigten, sondern miß
achtet auch die Präferenzen der 
Versicherten für das superiore Gut 
Gesundheit. Angesichts des medi
zinischen Fortschritts, der Bevöl- 
kerungsentv/icklung und der un
terdurchschnittlichen Produktivi
tätssteigerungen in den personal
intensiven Gesundheitsdienstlei
stungen können stabile Beitrags
sätze nur durch Ausgaben
deckelung erreicht werden. Dies

ruft aber die Gefahr einer Unterver- 
sorgung mit Gesundheitsgütern 
hervor.

Eine Ausgabendeckelung ist 
allerdings nur dann überflijssig. 
wenn den Krankenkassen auch auf 
der Ausgabenseite weitgehende 
Gestaltungsmöglichkeiten einge
räumt werden. Erst durch differen
zierte Tarife, wie z.B. Beitrags
rückerstattungen und Selbstbetei
ligungen, können die Krankenkas
sen das Inanspruchnahmeverhal
ten der Versicherten gezielt steu
ern. Die bislang scheinbar un
entgeltliche Leistungsabgabe führt 
zu maximaler Inanspruchnahme 
von Gesundheitsleistungen. Die
ses als "moral hazard” bezeichnete 
Verhalten der Versicherten ist ins
besondere bei konsumnahen Ge
sundheitsleistungen wie Kuren re
levant und führt zum Marktver
sagen.

Eine Fehlsteuerung geht derzet 
aber auch von den Anbietern von 
Gesundheitsleistungen aus, denen 
eine größere Bedeutung als bei je
dem anderen Gut zukommt. Diese 
können aufgrund ihres Informa- 
tionsvorsprungs eine Übernach
frage nach Gesundheitsleistungen 
provozieren. Die Kassen müssen 
daher die Möglichkeit erhalten, an
reizkompatible Behandlungsver
träge mit einzelnen Anbietern abzu
schließen. Die Versicherten v/erden 
dann zwischen kostengünstigen, 
ihren eigenen Präferenzen entspre
chenden Leistungsangeboten iväh- 
len können.

Die individuellen Präferenzen 
können mit Sicherheit nicht durch 
den zur Zeit bestehenden einheitli
chen Leistungskatalog zur Geltung 
gebracht werden. Die Verwaltungs
ausgaben sind der einzige Bereich, 
in dem die Kassen sich derzeit pro
filieren können. Der Kassenv/ettbe- 
werb wird aber nur dann die re
formpolitisch erwünschten Ergeb
nisse hervorbringen, wenn er kon
sequent als prioritärer Allokations- 
mechanismus implementiert wird. 
Durch Eingriffe in den Preismecha
nismus werden Wettbewerbsde
fizite jedenfalls nicht überwunden.
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